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AMPLIFA EINKAUFSLEXIKON

Termination for Cause: Vertragliche
Kündigung aus wichtigem Grund im
Liefermanagement
Termination for Cause bezeichnet die außerordentliche Kündigung eines Liefer- oder

Rahmenvertrags aus wichtigem Grund, etwa bei schwerwiegender Vertragsverletzung durch den

Lieferanten. Für Einkäufer ist sie eines der einschneidendsten Instrumente im

Lieferantenmanagement und setzt eine saubere Vertragsbasis sowie dokumentierte Nachweise

voraus. Der Begriff stammt aus dem anglo-amerikanischen Vertragsrecht und findet sich heute

häufig auch in internationalen Supply-Chain-Verträgen mit DACH-Bezug.

Das Wichtigste in Kürze
• Termination for Cause erlaubt die sofortige Beendigung eines Vertrags bei schwerwiegender

Vertragsverletzung, ohne dass eine ordentliche Kündigungsfrist einzuhalten ist.

• Voraussetzung ist in der Regel eine klar definierte Vertragsverletzung, etwa wiederholte

Termintreue-Verstöße, Qualitätsmängel oder Insolvenz des Lieferanten.

• Meist verlangt der Vertrag einen vorherigen Abmahnungs- bzw. Heilungsprozess (Cure Period) mit

fristloser Androhung.

• Im deutschen Recht entspricht die Termination for Cause der außerordentlichen Kündigung aus

wichtigem Grund; die Zulässigkeit muss im Einzelfall geprüft werden.

• Nach der Kündigung entstehen typischerweise Übergangspflichten wie Lieferabruf-Erfüllung,

Rückgabe von Werkzeugen und Dokumentationen sowie Knowledge Transfer.

• Eine schlecht dokumentierte Kündigung kann Schadensersatzansprüche des Lieferanten auslösen –

Sorgfalt und Beweissicherung sind entscheidend.

Definition: Termination for Cause
Termination for Cause ist die vertragsrechtlich geregelte Beendigung eines Vertragsverhältnisses wegen

einer wesentlichen Pflichtverletzung der Gegenseite. Sie steht im Gegensatz zur Termination for

Convenience, bei der der Kunde ohne Verstoß aus strategischen Gründen beendet. Im Einkaufskontext

betrifft sie meist Rahmenverträge, Langzeitlieferverträge oder Werklieferverträge mit kritischen

Lieferanten.

Abgrenzung zur ordentlichen Kündigung

Die ordentliche Kündigung folgt vertraglich vereinbarten Fristen und kann ohne besonderen Grund

erfolgen. Die Termination for Cause greift dagegen außerordentlich und sofort, wenn ein wichtiger

Grund vorliegt. Häufig definieren Verträge ausdrücklich, welche Verstöße als „wesentlich“ gelten, etwa

Lieferverzögerungen über einen festgelegten Schwellenwert, wiederholte Qualitätsabweichungen oder

Verstöße gegen Compliance-Vorgaben.
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• Ordentliche Kündigung: fristgebunden, kein Grund nötig

• Termination for Cause: fristlos, Grund muss nachweisbar sein

• Termination for Convenience: ohne Verstoß, oft mit Entschädigungsregelungen

Rechtlicher Kontext im DACH-Raum

Bei Verträgen unter deutschem Recht entspricht die Termination for Cause der außerordentlichen

Kündigung aus wichtigem Grund nach §§ 314, 323 BGB. international vereinbarte Klauseln aus

Common- Law-Verträgen lassen sich nicht unbeschränkt übernehmen, da Gerichte streng an

Wirksamkeitsvoraussetzungen prüfen. Verträge sollten deshalb Klauseln mit deutschen bzw.

anwendbaren nationalen Rechtsvorschriften harmonisieren. Die rechtliche Bewertung im Einzelfall sollte

stets fachkundig geprüft werden.

Auslösende Sachverhalte und vertragliche Grundlagen
Welche Ereignisse eine Termination for Cause rechtfertigen, hängt von der Vertragsformulierung ab.

Praxisübliche Kategorien lassen sich aber typisieren und sollten in Verträgen ausdrücklich benannt

werden, damit Streitigkeiten über die Schwere eines Verstoßes vermieden werden.

Typische Vertragsverletzungen

Häufig genannte Auslöser sind dauerhafte Termintreue-Verstöße mit hoher Backorder-Quote,

gravierende Qualitätsmängel trotz getriggerter 8D-Reports, Insolvenz oder Zahlungseinstellung des

Lieferanten sowie Verstöße gegen Ethik-, Umwelt- oder Exportkontrollvorgaben. Auch die Verweigerung

von Audit- und Informationsrechten kann vertraglich als Kündigungsgrund definiert werden.

• Kritische Lieferverzögerungen über definierte Schwellenwerte

• Nicht behobene schwerwiegende Qualitätsabweichungen

• Insolvenz, Zahlungseinstellung oder Vermögensverfall

• Compliance-Verstöße (Korruption, Exportkontrolle, ESG-Vorgaben)

• Unverschuldete Geheimhaltungs- oder Datenschutzverstöße

Cure Period und Abmahnung

Viele Verträge sehen eine Heilungsfrist (Cure Period) vor, in der der Lieferant den Mangel beheben

kann, typischerweise zwischen zehn und dreißig Tagen. Der Käufer muss die Verletzung schriftlich

rügen, den Verstoß konkret benennen und die Frist klar setzen. Ohne dokumentierte Abmahnung ist

eine spätere fristlose Kündigung nach deutschem Recht häufig unwirksam, da sie zur

Verhältnismäßigkeitsprüfung gehört.

Klauselqualität als Erfolgsfaktor

Eine belastbare Termination-for-Cause-Klausel definiert messbare Auslöser, verweist auf das

anwendbare Recht, regelt Übergangsleistungen und datenschutzrechtliche Konsequenzen. Gute

Verträge enthalten zusätzlich eine Force-Majeure-Klausel und differenzieren zwischen behebbaren und

nicht behebbaren Verstößen. Einkäufer sollten Klauseln mit der Rechtsabteilung regelmäßig prüfen und

an aktuelle Anforderungen anpassen.

Methoden und Vorgehen im Kündigungsprozess
Eine wirksame Termination for Cause folgt einem strukturierten, dokumentierten Prozess. Eile ohne
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Beweissicherung ist ein häufiger Fehler; vielmehr sollte der Einkäufer eskalierend vorgehen und interne

wie externe Stakeholder frühzeitig einbinden.

Eskalationsstufen vor der Kündigung

Praxistauglich ist eine abgestufte Eskalation: operative Reklamation, formale

Vertragsverletzungsanzeige, Abmahnung mit Cure Period, letzte Warnung, dann Kündigung. Parallel

läuft eine Alternative-Beschaffungsplanung (Second Source, Bedarfsplanung für Ersatz), um

Versorgungslücken zu vermeiden. Ein vorbereitetes Category Playbook hilft, alternative Bezugsquellen

und Übergangsstrategien strukturiert zu verankern.

Dokumentation und Beweissicherung

Jeder Verstoß muss messbar und dokumentiert sein: Lieferscheine, Reklamationen, Protokolle von

Lieferantenbewertungen, Korrespondenz und Sitzungsnotizen. Einkaufscontrolling und Qualität liefern

die objektiven Datenbasis; ohne belastbare Unterlagen scheitert eine Kündigung oft vor Gericht.

Dokumente sollten revisionssicher abgelegt und Zuständigkeiten klar verteilt werden.

• Termintreue- und Qualitätsdaten fortlaufend erfassen

• Abmahnungen mit Zugangsnachweis versenden

• Fristen und Heilungsfristen lückenlos protokollieren

• Kommunikation schriftlich und eindeutig formulieren

Übergangsmanagement nach der Kündigung

Nach wirksamer Kündigung folgt ein Übergangsprogramm: kritische Lieferabrufe sichern, Werkzeuge,

Zeichnungen, Zertifikate und Restbestände zurückfordern, Ersatzbeschaffung starten und interne

Bereiche informieren. Bei gerichtlich angefochtener Kündigung gilt der Vertrag möglicherweise weiter –

ausfallende Lieferungen müssen daher vorsorglich überlagert beschafft werden.

Wichtige KPIs und Kennzahlen zur Absicherung
Kennzahlen stellen sicher, dass ein Kündigungsgrund nicht nur subjektiv behauptet, sondern objektiv

belegt wird. Sie fließen in Lieferantenbewertungen ein und schaffen eine datengestützte Grundlage für

Eskalation und spätere Rechtsverteidigung.

Liefer- und Qualitätskennzahlen

Termintreue (On-Time Delivery), Qualitätsquote (PPM, Fehlerquote) und Backorder-Quote bilden die

klassische Beweisbasis. In der Praxis führen dauerhafte OTD-Werte unterhalb vereinbarter Schwellen,

häufig 90 bis 95 Prozent, zu Vertragsverletzungsanzeigen. Die Kennzahlen sollten vertraglich

referenziert sein, damit sie rechtlich als Messlatte dienen können.

Risiko- und Prozesskennzahlen

Ergänzend dienen Reklamationsdurchlaufzeiten, offen gebliebene 8D-Reports, Audit-Abdeckung und

die Reaktionszeit auf Vertragsverletzungen als Indikatoren. Ein Datenqualitäts-Score, analog zu Data

Quality KPIs im Stammdatenmanagement, hilft, die Aussagekraft der KPIs zu bewerten. Ohne saubere

Datenqualität verlieren selbst hohe Verstoßraten an Beweiskraft.

Risiken und Kontrollen
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Die Kündigung aus wichtigem Grund ist rechtlich riskant und operational teuer. Falsch ausgesprochen,

kann sie unberechtigte Kündigung, Schadensersatzansprüche und Lieferausfälle bedeuten. Kontrollen

auf Prozess- und Vertragsebene reduzieren diese Risiken erheblich.

Juristische und finanzielle Risiken

Der Lieferant kann die Wirksamkeit der Kündigung anfechten, Schadensersatz geltend machen oder

Werkzeug- und Vorleistungswerte zurückbehalten. Bei insolvenznahen Lieferanten drohen

Konkursrechtliche Risiken wie Anfechtung von Vorkaufsrechten. Offene Restbestände und

Vorhaushaltsbe- reichungen müssen bewertet und gegebenenfalls mit Factoring- oder

Absicherungsinstrumenten gegen Zahlungsausfälle geschützt werden.

Operationelle Risiken und Gegenmaßnahmen

Überragend ist das Ausfallrisiko der Versorgung: Ohne Second Source kann eine Kündigung die

Produktion stillsetzen. Kontrollen umfassen Doppelquellenstrategien, Sicherheitspuffer im

Bestandsmanagement, klare Eskalationspfade und definierte Bestellbestätigungspflicht zur

Absicherung offener Abrufe. Auch interieur Verrechnungspreise bei internationalen Konzernlieferanten

müssen bei Übergangsleistungen beachtet werden.

• Second-Source-Strategie für kritische Teile vorhalten

• Dynamischer Sicherheitsbestand für Übergangsphasen

• Bestellbestätigungspflicht zur klaren Auftragslage

• Rechtliche Prüfung vor jeder fristlosen Kündigung

Aktuelle Entwicklungen: ESG, Resilienz und digitale Nachweise
Termination for Cause gewinnt durch verschärfte Compliance- und Nachhaltigkeitsanforderungen an

Bedeutung. Gleichzeitig verlagert sich die Beweisführung zunehmend in digitale Systeme, was

Einkäufern neue Absicherungsmöglichkeiten eröffnet.

ESG- und Compliance-Kündigungsgründe

Lieferkettengesetze, ESG-Reporting und Exportkontrollregeln erweitern das Spektrum

kündigungsrelevanter Verstöße. Menschenrechts- oder Umweltverletzungen in der Lieferkette,

unvollständige Energieaudits beim Lieferanten oder verweigerte Nachweise können vertraglich als

wesentliche Verletzung definiert werden. Verträge sollten ESG-Anforderungen mit klar dokumentierten

Prüfrechten verknüpfen.

Digitale Systemunterstützung

SRM-Systeme, Lieferantenportale und automatisierte Performance-Dashboards dokumentieren

Verstöße revisionssicher in Echtzeit. Digitale Vertragsmanagementsysteme überwachen Cure Periods

und Fristen automatisch. So lässt sich die Beweiskette von der ersten Reklamation bis zur Kündigung

lückenlos abbilden, was Streitprozesse verkürzt und die Erfolgsaussichten verbessert.

Typische Kennzahlen
On-Time Delivery (Termintreue): typischerweise >= 95 %
Dauerhafte Unterschreitung als vertraglich definierter Kündigungsgrund
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Qualitätsquote (PPM): häufig < 500 PPM
Schwellenwert vertraglich fixieren, um Nachweisbarkeit zu sichern

Backorder-Quote: typischerweise < 2 %
Steigende Werte deuten auf zunehmende Lieferschwäche hin

Offene 8D-Reports: Ziel: 0 über Alter-limit
Nicht abgeschlossene Reklamationen stärken die Beweiskette

Praxisbeispiel
Ein mittelständischer Maschinenbauer beliefert seine Serienfertigung mit Gussteilen aus einem

Zweigwerk eines europäischen Zulieferers. Über mehrere Monate sinkt die Termintreue auf unter 80

Prozent, die Backorder-Quote steigt, mehrere 8D-Reports bleiben ohne wirksame Maßnahmen. Der

Einkäufer dokumentiert alle Verstöße, mahnt den Lieferanten schriftlich mit 20-tägiger Cure Period ab

und plant parallel eine Second Source über ein Bieterverfahren mit strukturierten Bieterfragen. Nach

fruchtlosem Fristablauf kündigt der Maschinenbauer fristlos aus wichtigem Grund, fordert Werkzeuge

und Zeichnungen zurück und überbrückt die Versorgung mit einem Sicherheitsbestand und einem

Zweitlieferanten.

• Lückenlose Dokumentation von OTD-, Qualitäts- und Reklamationsdaten

• Schriftliche Abmahnung mit definierter Cure Period und Zugangsnachweis

• Parallel aufgebaute Second Source zur Vermeidung von Fehlteilen

• Rechtliche Prüfung der Kündigungserklärung vor Versand

Fazit
Die Termination for Cause ist ein wirksames, aber nicht risikofreies Instrument im

Lieferantenmanagement. Erfolgreich ist sie nur mit klaren vertraglichen Grundlagen, messbaren

Auslösern und lückenloser Dokumentation. Einkäufer sollten Eskalationsprozesse, KPI-gestützte

Nachweise und Übergangsstrategien langfristig vorbereiten, nicht erst im Krisenfall. Wer Alternativen

und Rechte früh absichert, behält auch bei einer fristlosen Trennung die Versorgung und die rechtliche

Handlungsfähigkeit. Die rechtliche Bewertung im Einzelfall sollte immer fachkundig erfolgen.

Häufige Fragen

Was bedeutet Termination for Cause?

Termination for Cause ist die außerordentliche Kündigung eines Vertrags wegen einer

schwerwiegenden Vertragsverletzung, etwa anhaltender Lieferverzögerungen, Qualitätsmängeln oder

Insolvenz des Lieferanten. Im deutschen Recht entspricht sie weitgehend der Kündigung aus wichtigem

Grund. Sie erfordert in der Regel eine vorherige Abmahnung und belastbare Dokumentation.

Was ist der Unterschied zwischen Termination for Cause und Termination for
Convenience?

Termination for Cause setzt einen nachweisbaren Verstoß des Vertragspartners voraus und erfolgt meist

fristlos. Termination for Convenience hingegen beendet der Kunde ohne Verstoß aus eigenen

strategischen Gründen, typischerweise gegen Entschädigungszahlungen. Die Beweislast und die

Kostenfolgen unterscheiden sich deutlich.
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Welche Gründe rechtfertigen eine Kündigung aus wichtigem Grund beim Lieferanten?

Typische Gründe sind dauerhafte Termintreue-Verstöße, schwerwiegende und nicht behobene

Qualitätsmängel, Insolvenz oder Zahlungseinstellung sowie Compliance- und ESG-Verstöße.

Entscheidend ist, dass der Vertrag die Verstöße als wesentlich definiert oder die Schwere nach

allgemeinen Rechtsgrundsätzen gegeben ist. Eine fachkundige Prüfung im Einzelfall ist

empfehlenswert.

Wie lange darf eine Cure Period dauern?

Verträge sehen häufig Cure Periods zwischen zehn und dreißig Tagen vor, je nach Schwere des

Verstoßes. Bei unheilbaren Verstößen wie Insolvenz entfällt die Heilungsfrist oft ganz. Die Frist sollte

verhältnismäßig und im Vertrag klar definiert sein.

Was passiert mit offenen Lieferabrufen nach einer fristlosen Kündigung?

Bestellte und bestätigte Abrufe können je nach Vertrag und Rechtslage entfallen oder als

Schadensposition geltend gemacht werden. Eine klare Bestellbestätigungspflicht hilft, die Rechtslage

offener Abrufe vorab abzusichern. Vorsorglich sollten Übergangsbeschaffungen laufen, falls die

Kündigung angefochten wird.

Kann ein Lieferant eine fristlose Kündigung anfechten?

Ja, der Lieferant kann die Wirksamkeit der Kündigung gerichtlich prüfen lassen und Schadensersatz

verlangen, wenn der Grund nicht tragfähig ist. Deshalb sind dokumentierte Leistungsdaten,

Abmahnungen und eine rechtskonforme Vorgehensweise entscheidend. Die Erfolgsaussichten hängen

stark von der Beweislage ab.


